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Anhang I : 

Gesetzgebung zum Zugangsrecht   
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UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (CRPD)  

Individuelle Autonomie, Inklusion und Barrierefreiheit gehören zu den Grundprinzipien des UN-

Übereinkommens (Art. 3). Für manche Menschen mit Behinderungen können diese Grundsätze ohne die Hilfe 

eines Assistenzhundes nicht gewährleistet werden.  Das Übereinkommen fordert die Vertragsstaaten daher 

ausdrücklich auf, Maßnahmen zu ergreifen, um Menschen mit Behinderungen bestimmte Formen der 

Unterstützung, insbesondere durch Tiere, zur Verfügung zu stellen und dafür zu sorgen, dass diese 

erschwinglich sind (Art. 9 und 20).   

Barrierefreiheit ist zudem eines der Grundprinzipien des Übereinkommens (Artikel 3). Das Übereinkommen 

schreibt vor, dass geeignete Maßnahmen getroffen werden müssen, um Menschen mit Behinderungen 

gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt zu gewährleisten, damit sie unabhängig leben und 

uneingeschränkt an allen Aspekten des Lebens teilhaben können. Diese Maßnahmen, zu denen auch die 

Ermittlung und Beseitigung von Hindernissen und Barrieren für die Barrierefreiheit gehören, gelten unter 

anderem für medizinische Einrichtungen (Artikel 9 Absatz 1). Darüber hinaus sieht das Übereinkommen vor, 

dass die erforderlichen Maßnahmen getroffen werden müssen, um sicherzustellen, dass die persönliche 

Mobilität von Menschen mit Behinderungen durch ein Höchstmaß an Unabhängigkeit gekennzeichnet ist 

(Artikel 20). Schließlich verlangt das Übereinkommen, dass alle geeigneten Maßnahmen getroffen werden, um 

Menschen mit Behinderungen den Zugang zu Gesundheitsdiensten zu gewährleisten (Artikel 25).  

Artikel 10 und 11 der Verfassung   

Der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung: Im belgischen Staat gibt es keine Unterschiede 

zwischen den Ständen, und die Ausübung der den Belgiern gewährten Rechte und Freiheiten muss ohne 

Diskriminierung gewährleistet sein.  

Artikel 22ter der Verfassung   

Dieser Artikel legt fest, dass jede Person mit einer Behinderung das Recht auf vollständige Inklusion in die 

Gesellschaft hat, einschließlich des Rechts auf angemessene Vorkehrungen. Artikel 22ter geht mit einem 

Legalitätsprinzip einher, wobei Absatz 2 festlegt, dass „das Gesetz, das Dekret oder die Vorschrift gemäß Artikel 

134 den Schutz dieses Rechts gewährleisten“.  

Antidiskriminierungsgesetzgebung  

Die Verweigerung des Zugangs für einen Assistenzhund kann eine mittelbare Diskriminierung aufgrund einer 

Behinderung oder eine Verweigerung angemessener Vorkehrungen darstellen, sowohl auf Ebene der 

Bundesgesetzgebung als auch der gemeinschaftlichen und regionalen Dekrete und Verordnungen. 

Königlicher Erlass vom 22. Dezember 2005 über Lebensmittel 

Der Königliche Erlass über Lebensmittelhygiene besagt, dass es verboten ist, Tiere in Räumlichkeiten zuzulassen, 

in denen Lebensmittel verkauft werden. Der Gesetzgeber macht ausdrücklich eine Ausnahme für 

Assistenzhunde und Assistenzhunde in Ausbildung.  

Die folgenden Dekrete und Verordnungen gelten je nach Region: 
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Flandern: 

Flämisches Dekret vom 20.3.2009 über die Zugänglichkeit öffentlicher Orte für Personen mit Assistenzhund1 

Beschluss der flämischen Regierung vom 29.03.2013 über die Regeln für die Bescheinigung von 

Assistenzhunden, erwähnt in Artikel 4 des Dekrets vom 20. März 2009 über die Zugänglichkeit öffentlicher Orte 

für Personen mit Assistenzhunden 

Wallonie 

Wallonisches Gesetzbuch für Soziales und Gesundheit – Dekretteil 29.11.20112 

Region Brüssel- Hauptstadt 

Verordnung vom 18. Dezember 2008 über die Zugänglichkeit öffentlicher Orte für Personen mit 

Assistenzhunden (in Überarbeitung) 3 

Deutschsprachige Gemeinschaft 

Dekret vom 14.10.2019 zur Anerkennung von Assistenztieren und über die Zugangsrechte zu öffentlichen Orten 

von Personen in Begleitung eines Assistenztieres4 

 

 

 

 

 

 

 

 

1 Dekret über die Zugänglichkeit öffentlicher Orte für Personen mit Assistenzhunden 
2 29. SEPTEMBER 2011. – Wallonisches Gesetzbuch für Soziales und Gesundheit – Dekretteil (HINWEIS: Einsichtnahme in frühere 
Fassungen ab dem 21.12.2011 und Aktualisierung am 10.01.2025) 
3 Verordnung vom 18. Dezember 2008 über den Zugang von Assistenzhunden zu öffentlich zugänglichen Orten (in Überarbeitung) 

im Brüsseler Kodex für Gleichstellung, Nichtdiskriminierung und Förderung der Vielfalt vom 4. April 2024 -  Artikel 158 bis 160 in 

der Gemeinsamen Gemeinschaftskommission, Erlass zur Durchführung der Verordnung vom 18. Dezember 2008 über den Zugang 

von Assistenzhunden zu öffentlich zugänglichen Orten, 22. Oktober 2009, 

https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/arrete/2009/10/22/2009031566/justel (Gesetz über die Gleichstellung und 

Nichtdiskriminierung von Menschen mit Behinderungen). 

4 Dekret vom 14. Oktober 2019 zur Anerkennung von Assistenztieren und über die Zugangsrechte zu öffentlichen Orten von 
Personen in Begleitung eines Assistenztieres 

https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/ordonnantie/2008/12/18/2009031003/justel
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/ordonnantie/2008/12/18/2009031003/justel
https://etaamb.openjustice.be/nl/decreet-van-20-maart-2009_n2009035400
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/decret/2011/09/29/2011A27223/justel%22%20/l%20%22LNKR0297%22
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/decret/2011/09/29/2011A27223/justel%22%20/l%20%22LNKR0297%22
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/ordonnantie/2008/12/18/2009031003/justel
https://www.ejustice.just.fgov.be/cgi_loi/article.pl?language=fr&sum_date=&lg_txt=F&numac_search=2024A03444
https://www.ejustice.just.fgov.be/eli/arrete/2009/10/22/2009031566/justel

